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Erster  Teil 

Legitimation, Partizipation und Verfassung 

Einführung 

Partizipation, Mitbestimmung, Demokratisierung — eine Kette von 
Schlagworten, welche die tagespolitische Polemik in den letzten Jahren 
ebenso geprägt haben wie die wissenschaftliche Auseinandersetzung. 
Die Positionen der „Befürworter"  hier und der „Gegner" dort scheinen 
festgelegt; der Forderung nach „Mitbestimmung der Arbeitnehmer . . . 
i n der gesamten Wirtschaft  sowie in öffentlichen  Verwaltungen" (DGB-
Aktionsprogramm 1972) steht die Sorge über eine „Herrschaft  der Ver-
bände" (Eschenburg)  gegenüber. Zwischentöne laufen Gefahr,  auf bei-
den Seiten Dissonanzen hervorzurufen. 

Gerade dies, nämlich ein differenziertes,  ja ambivalentes Verständ-
nis von Bürger- und Verbandsbeteiligung an staatlichen Entscheidun-
gen, ist jedoch das Ziel der vorliegenden Arbeit. Der hierfür  gewählte 
Ansatz kehrt zunächst die „bewährten" Argumentationsmuster um: 
Es w i rd weniger der Frage nachgegangen, wie Partizipationsforderun-
gen Privater begründet und durchgesetzt werden können oder wie der 
Staat diesem Verlangen erfolgreich  Widerstand entgegensetzen kann. 
Den gedanklichen Ausgangspunkt bildet vielmehr das Komplementär-
problem: Hat nicht vielleicht die staatliche Herrschaft  selbst ein eigenes 
Interesse an der Heranziehung und Beteiligung privater Bürger und 
Verbände? Wenn ja — ergeben sich aus der Partizipation dann mög-
licherweise Gefahren für Freiheit und Selbstbestimmung der betei-
l igten Personen oder Organisationen? Oder überspitzt: Muß nicht 
der Staat um Partizipation bemüht sein, der Private dagegen staatlich 
organisierte Partizipation fürchten? 

Mi t einem pauschalen Ja oder Nein ist hierauf sicher keine an-
gemessene Antwort gefunden. Gibt es einerseits nicht wenige staatliche 
Einrichtungen, in denen die Hoheitsgewalt von sich aus Private an der 
Staatstätigkeit beteiligt, so weisen die Staatsorgane andererseits doch 
auch zahlreiche Partizipationsforderungen  privater Vereinigungen zu-
rück. Hier bietet sich eine differenzierende  Untersuchung über er-
wünschte und unerwünschte, gewährte und verweigerte Partizipations-
arten und -formen an. Die möglichen (objektiven) Funktionen einer 
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Partizipation Privater sind ebenso zu betrachten wie (subjektive) 
Motive für die Schaffung  von Beteiligungsmöglichkeiten. 

Diese Frage nach dem Grund für eine Heranziehung Privater, für 
ein staatliches Partizipationsbedürfnis  führt  zu dem anderen, nicht 
weniger umstrittenen Zentralbegriff,  zur „Legit imation staatlicher 
Herrschaft":  Die verbreitete Hede von der „Legitimationskrise" und 
notwendiger „Legitimationsbeschaffung"  legt den Gedanken nahe, daß 
die Partizipation Privater an hoheitlichen Entscheidungen auch als 
eine Maßnahme zur Krisenbewältigung in Betracht kommt1 . Dagegen 
weckt die Formel von der „demokratischen Legitimation" staatlichen 
Handelns keine derartigen Assoziationen. Bereits hier deutet sich die 
Vielgestaltigkeit, aber auch Unübersichtlichkeit des heute verwen-
deten Legitimationsbegriffes  an. 

I n der wissenschaftlichen und politischen Diskussion der letzten zehn 
Jahre hat dieser Topos eine Renaissance erfahren  wie kaum ein ande-
rer. Beiträge der verschiedensten Disziplinen und politischen Richtun-
gen haben einen Facettenreichtum des Legitimationsbegriffs  geschaf-
fen, der dazu nötigt, vor einem konkreten Umgang mi t „Legit imation 
staatlicher Herrschaft"  den eigenen Standort im wissenschaftlichen 
Umfeld zu bestimmen. Dazu sei im folgenden zunächst der Versuch 
unternommen, durch eine allgemeine, möglichst wenig selektiv w i r -
kende Definition der Begriffe  „Legit imität" und „Legit imation" einen 
ersten festen Bezugspunkt zu setzen. 

1 Vgl. nur Berg  DV 1978, S. 72 : „Wie kann es gelingen, die abnehmende 
Legi t imat ion der Staatsorgane i n der parlamentarischen Demokratie a b z u -
gleichen? Au f welche Weise können die Verbände das Vertrauenskapital 
ihrer Mitgl ieder i n den staatlichen Willensbildungsprozeß einbringen? Ko -
stenlos werden diese Hi l fstruppen (!) dem Staat nicht dienen." 



Α. Legitimation und Verfassung 

I . Legitimation: Forschungsrichtungen, 
Fragestellungen und Lösungsansätze 

1. Versuch einer allgemeinen Definition 

Z ieh t m a n jene Begr i f f s inha l te  „ v o r d ie K l a m m e r " , d ie i n den Be i -
t rägen der verschiedenen Wissenschaften 1 a l lgemein m i t „ L e g i t i m i t ä t " 
und/oder „ L e g i t i m a t i o n " ve rbunden werden, so ergeben sich i m wesent -
l ichen zwe i Bedeutungselemente: Z u m einen bezeichnen diese Begr i f fe 
e in spezifisches Ve rhä l t n i s zwischen „Her rscha f t "  u n d „Herrschaf ts -
un te rwor fenen" 2 . „ L e g i t i m a t i o n " bzw. „ L e g i t i m i t ä t " setzt d ie Vors te l -
l u n g eines Dua l i smus voraus 3 . Z u m anderen stehen die be iden Be-
gr i f fe  i n e inem logischen Gegensatz zu Z w a n g u n d Gewa l t : Leg i t ime 
Herrschaf t  herrscht grundsätz l ich zwangslos4 . 

W ä h r e n d i m Sch r i f t t um „ L e g i t i m i t ä t " u n d „ L e g i t i m a t i o n " häuf ig 
n icht k l a r vone inander abgegrenzt oder sogar s y n o n y m ve rwende t 
werden, ve rmag eine D i f fe renz ie rung  berei ts die zwe i Hauptaspekte 
desselben Gesamtphänomens zu verdeut l i chen: „ L e g i t i m i t ä t " so l l i m 

1 Vgl. die Referate auf der Politologen-Tagung 1975 zum Thema „Leg i t i -
mationsprobleme politischer Systeme", abgedruckt in : PVS-Sonderheft  7/1976 
und Ebbinghausen  (Hrsg.), Bürgerlicher Staat und politische Legit imation. 
Vgl. ferner  die Aufsätze in : Mater ia l zum Problem der Legi t imat ion i m mo-
dernen Staat (Konrad-Adenauer-Stif tung),  1975; Rhonheimer,  Poli t isierung 
und Legitimationsentzug, 1979. Aus soziologischer Sicht: Luhmann, Leg i t i -
mat ion durch Verfahren,  1969 ; R. Münch,  Legi t imat ion und politische Macht, 
1976. Vgl. ferner: Dux, Strukturwandel der Legit imation, 1976 (Erkenntnis-
theorie); Würtenberger,  Die Legi t imat ion staatlicher Herrschaft,  1973 (Be-
gr i f f  sgeschichte); Kielmannsegg,  Volkssouveränität, 1977 (Ideengeschichte); 
v. Unruh,  Die Legi t imat ion der hoheitl ichen Gewalt als konstitutionelles Ver-
fassungsproblem, 1972 (Verfassungsgeschichte);  Hof  mann, Legi t imi tät und 
Rechtsgeltung, 1977 (Rechtstheorie) ; v.  Simson,  Zur Theorie der Legi t imität , 
1971 (Rechtstheorie); Kriele,  Einführung i n die Staatslehre, 1975; Preuß,  Zum 
staatsrechtlichen Begri f f  des öffentl ichen,  1969; Zimmer,  Funkt ion — Kom-
petenz — Legit imation, 1979 (Verfassungsrecht). 

2 Kielmannsegg,  Volkssouveränität, S. 256; Hennis  Sonder-PVS, S. 24; 
Rammstedt  Sonder-PVS, S. 108, 112 f., 118; vgl. aber auch Rammstedt  /  Rönsch 
S. 135 f. 

3 a. A. woh l Preuß,  Begriff,  der stattdessen von „Legitimationsbereichen" 
spricht. Zur — ebenfalls abweichenden — systemtheoretischen Konzeption 
von Legi t imi tät vgl. u. Α . I I . 1 b) ; zu „Staat und Gesellschaft" vgl. u. 3. Tei l A. 

4 W.Schmidt  VVdStRL33, S. 213: „Denn die Vermeidung von Gewalt ist 
der heimliche Nerv des Legitimationsproblems." 

2 Menzel 


